Religionen verbinden
die Menschen in Toleranz
und bei der Wahrung
der Menschenrechte

Deutschland macht derzeit durch viele
Proteste auf sich aufmerksam. Die Men-
schen hinterfragen ihr Verhéltnis zur
reprasentativen Demokratie und teilen
dies lautstark auf StrafSen mit. Aber wie
verhilt es sich, wenn wir auf die Belange
schauen, die uns nur unmittelbar betref-
fen, beispielsweise auf die in Agypten an
koptischen Christen veriibten Anschlage
oder noch viel konkreter die Bedrohun-
gen, die jiingst in Deutschland gegeniiber
den hier lebenden koptischen Gemein-
schaften ausgesprochen wurden? Wo
bleibt hier der Protest aus dem Volk?
Wo bleibt die Solidaritét, die sich aus der
christlichen Vorstellung der Verantwor-
tung und Nachstenliebe speisen sollte?
In einem Kommentar der Zeitung Die
Welt schreibt Matthias Kamann, dass die
deutsche Politik wie auch die Offentlich-
keit in der Pflicht stiinden, ,,ihre Vorstel-
lungen von Menschenrechten und Ent-
wicklungszusammenarbeit zu kldren. Es
muss endlich jeder einsehen, dass es sich
bei der Missachtung der Religionsfreiheit
und der Verfolgung von Christen zumal
in islamischen Staaten um fundamentale
Menschenrechtsverstofie handelt, die ge-
nauso gravierend sind wie etwa die Un-
terdriickung aufgrund des Geschlechtes
oder der ethnischen Zugehorigkeit.”
Eine Politik, die sich christlich-demo-
kratischen Traditionen verpflichtet fiihlt,
muss mit Erstaunen auf die offentliche
Wahrnehmung reagieren. Ein Vorbild im
Umgang mit dieser Herausforderung
konnen fiir uns Kirchenvertreter sein;
ihre Anteilnahme fand nicht nur in den
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Zeitungen Erwédhnung, sie sind vielmehr
auch aktiv, und einige von ihnen haben
die Gottesdienste der Kopten an deren
Weihnachtsfest, beispielsweise in Lehrte,
mitgefeiert.

Die Politik hat ebenfalls schnell ge-
handelt. So lud beispielsweise der nie-
dersdchsische Ministerpréasident David
McAllister (CDU) den obersten Reprasen-
tanten der koptischen Kirche in Deutsch-
land, Bischof Anba Damian, und wei-
tere Vertreter der koptischen Gemein-
den in Niedersachsen Anfang Januar zu
einem Gespréch in die Staatskanzlei ein.
McAllister betont zu Recht die Religions-
freiheit im Zusammenhang mit den Men-
schenrechten als ,ein elementares Men-
schenrecht, das weltweit geschiitzt wer-
den muss”.

Friedensstiftende Elemente

Friedensstiftende Elemente von Religio-
nen werden viel zu selten beleuch-
tet. Im Vordergrund stehen meist die in
der politikwissenschaftlichen Diskussion
durch den Arbeitskreis Religion und Poli-
tik untersuchten sogenannten ,,unfried-
lichen Religionen”, die ihr (politisches)
Gewaltpotenzial in den Vordergrund
stellen. Es ist in den wenigsten Fallen
zielfithrend, von religiésen Konflikten zu
sprechen. Zumeist handelt es sich hier
nicht um Streitigkeiten in religiosen Be-
langen; weder {iiber Inhalte noch Glau-
benssitze wird gestritten. Moderne soge-
nannte religiose Konflikte sind in erster
Linie politische Auseinandersetzungen.
Ursachen sind nicht selten knappe Res-
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sourcen oder auch soziale Benachteili-
gung beziehungsweise gefithlte Unge-
rechtigkeiten. Somit wird die Religion in
einer Vielzahl der Auseinandersetzungen
lediglich instrumentalisiert und auf eine
leidige Abgrenzungsfunktion reduziert.

Religionen dienen aber nicht nur der
Abgrenzung gegeniiber anderen Grup-
pen, sie verbinden auch. Sie stiften Sinn
und Werte, die unseren tdglichen Um-
gang ausmachen. Trotz der Unterschiede
zu anderen Glaubensgemeinschaften ha-
ben wir, um in Frieden leben zu kon-
nen, keine Abgrenzung noétig. Die drei
groflen monotheistischen Religionen be-
rufen sich auf einen Stammvater: Abra-
ham. Dies ist schon ein wesentliches Ele-
ment der Verbundenheit. Hinzu tritt die
Idee eines liebenden Gottes, der ein Sinn-
bild der Toleranz sein kann.

Im Rahmen eines Seminars der Kon-
rad-Adenauer-Stiftung in Israel im Som-
mer 2010 haben Vertreter der drei mono-
theistischen Weltreligionen iiber das Fas-
ten und seine Bedeutung diskutiert. Die
Motive, die von den unterschiedlichen
Représentanten genannt wurden, sind in
Judentum, Christentum und Islam glei-
chermafien zu finden und bilden einen
Anhaltspunkt fiir die groflen Verstdn-
digungspotenziale, die genutzt werden
kénnen. Zusammengefasst nahmen die
Religionsvertreter soziale Verantwor-
tung, Solidaritdt und Vergebung als zen-
trale Aussagen in ihre Ausfithrungen auf.
Diese sollten auch heute noch im Mittel-
punkt jeglicher Uberlegungen zu diesem
Thema stehen.

Als Erweiterung der oben genannten
Punkte kann uns die (nicht nur) christliche
Vorstellung der Nachstenliebe und Ver-
sohnung ebenso wie die Verantwortung
fiir das eigene und das Handeln der an-
deren eine Handlungsanweisung geben.

Im Prinzip lehrt zunéachst jede Religion
fiir sich, was mit der Festschreibung der
Menschenrechte intendiert wurde: Sta-
bilitat, Wohlfahrt und friedliche sowie

Nr. 497 - April 2011

freundschaftliche Beziehungen zwischen
den Nationen. Nach Emile Durkheim
leistet eine Religionsgemeinschaft einen
wesentlichen Anteil zur Vergesellschaf-
tung und damit Stabilitit und Erwar-
tungssicherheit, die in der Konsequenz
zu Spezialisierung und Arbeitsteilung
und damit Wohlstand fiihren konnen. Ein
soziales System ist notwendig, um das
Miteinander zu koordinieren. In dieser
Weise konnen Religionen dazu beitragen,
versOhnend zu wirken.

Die Menschenrechte, so wie sie bei-
spielsweise im Grundgesetz der Bundes-
republik Deutschland festgehalten oder
noch konkreter im Hinblick auf die Reli-
gion in der Charta der Vereinten Natio-
nen, Artikel 55, zu finden sind, sichern
,[...] die allgemeine Achtung und Ver-
wirklichung der Menschenrechte und
Grundfreiheiten fiir alle ohne Unter-
schied der Rasse, des Geschlechts, der
Sprache oder der Religion”.

Solidaritat versus Angst

Angst vor dem Fremden und Unterdrii-
ckung zum Zwecke des Ausbaus des ei-
genen Einflusses spielen im Falle der Ins-
trumentalisierung oder noch deutlicher
des Missbrauchs von Religionen eine
grofSe Rolle. Diese Angst nahrt sich auch
durch die Unwissenheit und schafft somit
,Feindbilder”, die wiederum zur Abgren-
zung herangezogen werden. Aufklarung
und Anteilnahme in Bezug auf andere Re-
ligionsgemeinschaften sind hier dringend
notwendig. Wir miissen auch die anderen
kennen, um sie zu verstehen. Damit kon-
nen wir auch ihre Angste und Néte ken-
nenlernen und bewirken, dass ein Teil der
Unsicherheiten beseitigt werden kann.
Das Bekenntnis muslimischer Orga-
nisationen in den Niederlanden ist ein
Beweis dafiir, wie sich Religionsgemein-
schaften anndhern konnen. Sie wollen die
koptischen Christen in den Niederlanden
und ihre Kirchen bewachen und diese
somit vor islamistischen Anschldgen
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schiitzen. Diese Tatsache besitzt nicht nur
einen hohen symbolischen Gehalt, weil
radikal islamistische Gruppierungen sich
ebenfalls auf den Koran berufen, sondern
weil Vertreter des muslimischen Glau-
bens offentlich das geschehene Unrecht
anprangern. Die Muslimverbande riefen
dazu folgerichtig auf, die Drohungen
gegeniiber den Christen zu verurteilen:
,Vor allem wir miissen das tun, denn
El Kaida behauptet, im Namen des Islam
zu handeln.”

Menschenrechte
und Demokratie verbinden

Wir kennen die emotionale Anteilnahme
Menschen anderer Glaubensgemein-
schaften in Fillen von Bedrohung oder
geschehenem Unrecht. Sie stehen be-
wusst ein und protestieren gegen dieses
Unrecht. Auch wir sollten mit einer deut-
licheren Stimme gegentiber den wenigen,
die ihren Glauben missbrauchen, auftre-
ten. Nicht als evangelische, katholische
oder koptische Christen. Nicht als Juden
oder Muslime, sondern als Vertreter
friedlicher Glaubensrichtungen, fiir die
Menschenrechte und Demokratie oberste
und erstrebenswerte Giiter sind, die uns
erlauben, friedlich miteinander zu leben.
Jede Tradition, ob die jiidisch-christliche
oder die muslimische, kann hier einen
entscheidenden Teil dazu beitragen. Reli-
gion sollte nicht zur Abgrenzung, son-
dern zur Verstandigung und zur Versoh-
nung unterschiedlichster Vorstellungen
genutzt werden.

Die Politik ist nun dazu aufgerufen, die
Einhaltung des demokratischen Grund-

rechts auf Religionsfreiheit einzufordern.
Es kann und darf nicht sein, dass jemand,
der sich zum christlichen Glauben be-
kennt, verfolgt wird. Es kann und darf
auch nicht sein, dass Menschen anderer
Glaubensrichtungen aufgrund von Vor-
urteilen und Unwissenheit gegingelt
werden.

Position beziehen

Die Charta der Vereinten Nationen gibt
uns eine Antwort. Die demokratischen
Rechtsstaaten sollten sich hier klarer posi-
tionieren, die Einhaltung der Menschen-
rechte einfordern und auch die geleistete
Entwicklungshilfe daran iiberpriifen und
moglicherweise verdndern, sodass auch
der Schutz von religiéosen Minderheiten
moglich wird und diese ihre Religion frei
austiben konnen. Bischof Anba Damian
begriifite in der Welt den Vorschlag des
CDU/CSU-Fraktionschefs Volker Kau-
der (in dieser Ausgabe mit einem eigenen
Beitrag Seite 25 bis 28 vertreten), die Ent-
wicklungshilfe an den Schutz der Men-
schenrechte zu kniipfen, als ,[A]usge-
zeichnet, korrekt und zielfithrend”. Dabei
betont er weiterhin, dass die Entwick-
lungshilfemittel auch fiir eine harmoni-
sche Zusammenarbeit zwischen Christen
und Muslimen eingesetzt werden sollen.

Wir alle konnen offentlich dafiir ein-
stehen, dass Menschenrechte — dazu ge-
hoéren auch die freie Religionsausiibung
und die freie Wahl der Religion — geachtet
und Gewalttaten verurteilt werden. So
zeigen wir nicht nur unsere Solidaritét,
sondern tragen zur Verstindigung zwi-
schen den Religionen bei.

Einem Teil dieser Ausgabe liegt ein Schreiben

des Chefredakteurs und des Geschiftsfiihrers der Politischen Meinung bei.

Nr. 497 - April 2011

Seite 45



	Schaltfläche1: 


